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KI- basierter Verwaltungsakt auch bei Ermessensentscheidungen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Seit dem Jahr 2017 ermöglicht § 35a Verwaltungsverfahrensgesetz den vollautomatisierten 
Erlass von Verwaltungsakten, allerdings nur, wenn weder ein Ermessen noch ein Beurtei-
lungsspielraum besteht. 
 
Diese Vorschrift wurde im Jahr 2018 in das Verwaltungsverfahrensgesetz NRW implementiert. 
 
In Bayern wird jetzt allerdings noch einen Schritt weiter gegangen. Im Rahmen des  
5. Modernisierungsgesetz sollen in Zukunft auch Ermessenentscheidungen durch KI getroffen 
werden können.1 Die geplante Neuregelung soll bei einfachen Bau- oder Veranstaltungsge-
nehmigungen, Kfz-Zulassungen und auch im Bereich des Sozialrechts zum Einsatz kommen. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8213 mit Schreiben vom 5. August 2026 na-
mens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Ministerpräsidenten sowie allen übrigen 
Mitgliedern der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie beurteilt die Landesregierung den bayerischen Vorstoß, KI auch bei einfachen 

Ermessensentscheidungen zum Einsatz zu bringen? 
 
In der Föderalen Modernisierungsagenda, die vom Land Nordrhein-Westfalen maßgeblich mit-
gestaltet wurde, haben Bund und Länder unter anderem in der Maßnahme 207 vereinbart, bis 
zum 31. Dezember 2027 ihre Verwaltungsverfahrensgesetze weiter zu entwickeln, um den 
Einsatz von Künstlicher Intelligenz zu erleichtern. Der bayerische Entwurf, der in der zugrun-
deliegenden Pressemitteilung angekündigt wird und seit dem 15. Juli 2026 vorliegt (Bayeri-
scher Landtag, Drs. 19/12911), knüpft hieran an. Eine Beurteilung des Entwurfs war in dem 
für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeitraum nicht möglich. 
 
 

 
1 https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/ki-verwaltung-ermessen-bayern-aendert-verwaltungsrecht-
bund-kontrolle-kritik 
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2. Gibt es Überlegungen, eine entsprechende Regelung auch in Nordrhein-Westfalen 
einzuführen? 

 
Die Landesregierung beabsichtigt, dem Landtag auch für die Umsetzung dieses Punktes der 
Föderalen Modernisierungsagenda einen entsprechenden Gesetzentwurf zur Änderung des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) zuzuleiten, 
der im Rahmen der Konkordanzgesetzgebung zwischen Bund und Ländern auch weitere Ver-
besserungen im Verwaltungsverfahrensrecht enthalten wird. Vorrangig ist jedoch die Umset-
zung der Änderungen im Verfahrensrecht aufgrund des am 26. Juni 2026 durch den Bundes-
tag gebilligten Entwurf eines Infrastruktur-Zukunftsgesetzes geplant, da hiermit insbesondere 
Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren beschleunigt werden sollen.  
 
 
3. Welche Anwendungsgebiete wären hierfür denkbar? 
 
Das VwVfG NRW betrifft im Grundsatz alle Verwaltungsverfahren.  
 
 
4. Wie sind die bisherigen Erfahrungen mit KI-basierten Verwaltungsakten in Nord-

rhein-Westfalen? 
 
Eine Dokumentation der bisherigen Erfahrungen mit KI-basierten Verwaltungsakten liegt nicht 
vor. Eine Datenerhebung in Form einer Abfrage bei allen Dienststellen des Landes einschließ-
lich des kommunalen Bereiches war in dem für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur 
Verfügung stehenden Zeitraum mit vertretbarem Verwaltungsaufwand nicht möglich. 
 
 
5. In welchen Bereichen sind KI-basierte Verwaltungsakte in Nordrhein-Westfalen 

bisher zum Einsatz gekommen? 
 
Es wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen. 
 


